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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsorganisation

Die beiden Luzerner Parlamentarier Franz Grüter (svp) und Damian Müller (fdp) sahen in
der Pandemie die Chance, das Bundesparlament für eine Session extra muros nach
Luzern zu bringen. Sie reichten im Mai 2020 im National- (Pa. Iv. 20.410) bzw. im
Ständerat (Pa.Iv. 20.411) je eine gleichlautende Motion ein, in der sie argumentierten,
dass in Zeiten von Corona die schweizerische Solidarität zum Ausdruck gebracht
werden müsse. Luzern habe mit seiner Messe eine geeignete Infrastruktur, die auch
hinsichtlich Kosten derjenigen der BernExpo entspreche, wo die ausserordentliche
Session sowie die Sommersession abgehalten wurden. Luzern habe zudem eine
«hochqualifizierte Beherbergungsinfrastruktur» und stehe «für jenen Teil der Schweiz,
in dem unser Land mit der Gründung der der [sic] Eidgenossenschaft vor fast 730 [sic]
seinen Ursprung genommen hat», so die Begründung des Vorstosses, der eine Session
in der Leuchtenstadt forderte, wenn das Parlament auch in der zweiten Jahreshälfte
nicht im Bundeshaus tagen könne. 
Anfang Juni beantragte das Büro-NR mit einer 10 zu 3-Stimmenmehrheit, der Initiative
Grüter keine Folge zu geben. Die Verwaltungsdelegation beider Räte setze alles daran,
wieder im Bundeshaus tagen zu können. Die Lockerungen der Gesundheitsvorschriften
würden dies wohl für die Herbstsession wieder erlauben. Es sei auch aus
Kostengründen nicht angezeigt, erneut «extra muros» zu tagen, zudem müsse das
Parlament signalisieren, dass es wieder zum Normalzustand zurückkehren wolle. Das
Büro verschliesse sich der Idee einer Session ausserhalb Berns – wie sie vor 14 Jahren in
Flims (GR) stattgefunden hat – nicht, es kämen hierfür allerdings auch andere Regionen
als die Innerschweiz in Frage. Die Minderheit monierte, die Kosten der dreitägigen
ausserordentlichen Session in der BernExpo – CHF 3 Millionen – seien in der
Bevölkerung auf Unverständnis gestossen. Die «Messe Luzern AG» habe für die
Sommersession eine kostengünstigere Offerte eingereicht als BernExpo. Falls die
Herbstsession nicht im Bundeshaus stattfinden könne, aber auch für zukünftige
ausserordentliche Lagen infolge einer Pandemie, müssten alternative Tagungsorte
diskutiert werden.
Nachdem die Verwaltungsdelegation am Abend des gleichen Tages entschieden hatte,
dass die Herbstsession 2020 wieder in Bern stattfinden soll, zogen Grüter und Müller
ihre Anliegen zurück. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2020
MARC BÜHLMANN

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Die seit einigen Jahren wachsende Euphorie um E-Voting rief zunehmend auch
Skeptiker auf den Plan. Dass sich das Thema Digitalisierung nicht dem klassischen Links-
Rechts-Gegensatz zuordnen lässt, zeigte sich dabei daran, dass die beiden
vehementesten Kritiker im eidgenössischen Parlament von zwei Polparteien stammten:
Sowohl Franz Grüter (svp, LU) als auch Balthasar Glättli (gp, ZH) taten sich immer
häufiger mit warnenden Worten hervor. Sie hinterfragten dabei insbesondere die
Sicherheit der Technik für die E-Voting-Systeme. Verschiedene Beispiele aus dem
Ausland hätten gezeigt, dass man in solche Systeme eindringen könne und dass
verschiedene Akteure sich nicht scheuten, auf Wahl- und Abstimmungsprozesse digital
Einfluss zu nehmen, betonten sie. Da dies zentralisiert an einem Ort geschehe, sei das
Risiko sehr gross, dass Abstimmungen umfassend manipuliert werden könnten, was in
der (semi-)direkten Demokratie der Schweiz fatal wäre. Vertrauen in Wahl- und
Abstimmungsresultate seien Grundlage dafür, dass auch Verliererinnen und Verlierer
von demokratischen Entscheidungen diese als legitimiert akzeptierten. Bei
Manipulationen würde dieses Vertrauen Schaden nehmen. Bisher hätten
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger zudem die zentralen Schritte der
Abstimmungshandlung (Abstimmen an der Urne, briefliches Abstimmen) und der
Ergebnisermittlung (Auszählung) nachvollziehen und überprüfen können. Diese
öffentliche Überprüfbarkeit sei mit dem technisch komplexen Verfahren von E-Voting
nicht mehr gegeben. Selbst wenn Quellcodes offengelegt würden, würden Personen
ohne Sachkenntnis diese nicht nachvollziehen können. Mit diesen Begründungen
reichten die beiden Parlamentarier jeweils eine parlamentarische Initiative ein, mit der
sie den vom Bund vorangetriebenen Prozess hin zu einer Etablierung des dritten
Stimmkanals mindestens bremsen wollten. Grüter forderte ein Moratorium für E-

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.09.2018
MARC BÜHLMANN
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Voting (Pa.Iv. 17.471) und Glättli forderte Systeme, die eine Überprüfung der Verfahren
durch die Stimmberechtigten ohne besondere Sachkenntnisse erlauben (Pa.Iv. 18.420).
Beides sollte im Bundesgesetz für die politischen Rechte verankert werden. 
Die SPK-NR behandelte die beiden Vorstösse gemeinsam. Mit recht knappen
Mehrheiten empfahl sie, den beiden Initiativen Grüter (15 zu 10 Stimmen) bzw. Glättli (12
zu 10 Stimmen bei 3 Enthaltungen) keine Folge zu geben. Das Moratorium lehnte die
Kommission ab, weil dadurch die Tests in den Kantonen beendet werden müssten und
damit keine neuen Erkenntnisse für die Perfektionierung des Systems gefunden werden
könnten. Die Initiative Glättli fordere zwar kein Verbot, weil ihr Anliegen aber kaum
umsetzbar sei – und sogar beim brieflichen Abstimmen gefragt werden könne, ob dies
von Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern überprüft werden könne –, komme es eben
faktisch einem Verbot gleich. 
Der Nationalrat folgte in der Herbstsession 2018 seiner Kommissionsmehrheit und
lehnte – allerdings ebenfalls knapp – beide Vorstösse ab. Beide erhielten Unterstützung
von 80 Ratsmitgliedern, wurden aber von 99 (Glättli) bzw. 98 (Grüter) abgelehnt. Die
hohe Zahl an Enthaltungen (15 bei Glättli und 16 bei Grüter) sowie die Abweichlerinnen
und Abweichler in allen Fraktionen (mit Ausnahme der BDP, die geschlossen gegen
beide Initiativen stimmte) mögen ein Indiz dafür sein, dass bezüglich Nutzen und
Schaden von E-Voting noch keine klaren Meinungen bestanden.
Die beiden Initianten liessen in der Folge verlauten, dass sie den E-Voting-Prozess mit
einer schon früher angekündigten Volksinitiative stoppen wollen. 2

Mit seiner parlamentarischen Initiative hatte Claudio Zanetti (svp, ZH) einen Marschhalt
bei E-Voting gefordert. Da der Zürcher bei den eidgenössischen Wahlen im Herbst 2019
nicht mehr wiedergewählt wurde, übernahm sein Parteikollege Franz Grüter (svp, LU)
das Anliegen. Dieser machte in der Ratsdebatte darauf aufmerksam, dass die
Sicherheitsrisiken bei den bestehenden E-Voting-Systemen nach wie vor viel zu gross
seien und in den letzten Wochen viel Vertrauen in die Prozesse der direkten
Demokratie verloren gegangen sei. Es gehe nicht an, dass hier weiterhin investiert
werde – Grüter sprach von Ausgaben der Post von CHF 5 Mio. pro Jahr für ihr
mittlerweile gescheitertes E-Voting-System, obwohl gleichzeitig immer mehr
Poststellen geschlossen würden. Es sei ein Neuanfang, eine «Denkpause», bei «Vote
électronique» nötig und neue Tests und Systeme sollten erst dann durch- und
eingeführt werden, wenn es keinerlei Sicherheitsbedenken mehr gebe. 
Das Anliegen wurde in der grossen Kammer debattiert, weil ihm die SPK-NR mit 13 zu 11
Stimmen nicht Folge hatte geben wollen. Die Kommission, deren Position von Valérie
Piller Carrard (sp, FR) vertreten wurde, machte geltend, dass Probleme und
Sicherheitsbedenken nur ausgeräumt werden könnten, wenn weiterhin getestet werden
könne. Mit einem Marschhalt wäre dies nicht mehr möglich. Zudem müsse man an die
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer denken, die ohne E-Voting ihr Stimm-
und Wahlrecht nur unzulänglich wahrnehmen könnten. Eine interessante Koalition aus
einer geschlossenen SVP-Fraktion und einer fast geschlossenen Fraktion der Grünen –
einzig die Genferin Stefania Prezioso Batou (gp, GE) stimmte für den Mehrheitsantrag –,
angereichert mit einer grossen Mehrheit der GLP-Fraktion und ein paar Mitgliedern der
SP- und der Mitte-Fraktion sprach sich mit 100 zu 75 Stimmen vorläufig für einen
Marschhalt und gegen den Antrag der SPK-NR aus. In der Folge ist nun die SPK-SR mit
ihrem Urteil an der Reihe. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.12.2019
MARC BÜHLMANN

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Im März 2019 reichte Franz Grüter (svp, LU) eine parlamentarische Initiative gegen die
MWST-Belastung auf Steuern und Abgaben bei Treibstoffen ein. Dass die
Mehrwertsteuer bei Treibstoffen nicht nur auf den Mehrwert, sondern auch auf Steuern
und Abgaben erhoben werde, sei missbräuchlich, widerspreche der Logik der
Mehrwertsteuer und koste 7 Rappen pro Liter Treibstoff. Entsprechend sollen
Mineralölsteuersatz, Mineralölsteuerzuschlag und Importabgaben auf Treibstoffe
zukünftig nicht mehr in die Bemessungsgrundlage einbezogen werden. Im August 2020
gab die WAK-NR dem Anliegen knapp mit 12 zu 12 Stimmen bei 1 Enthaltung und
Stichentscheid von Präsident Lüscher (fdp, GE) Folge. Den Argumenten, der Staat solle
keine Steuern auf Steuern erheben und tiefere Steuern wirkten sich positiv auf das
Wirtschaftswachstum aus, standen Argumente entgegen, wonach die Änderung
Mindereinnahmen von CHF 230 Mio. und weitere Forderungen nach Ausnahmen mit

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.08.2020
ANJA HEIDELBERGER

01.01.65 - 01.01.23 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



sich bringen würde sowie die klimapolitischen Ziele unterlaufe. 4

Knapp ein Jahr nach ihrer Schwesterkommission entschied die WAK-SR, der
parlamentarischen Initiative Grüter (svp, LU) für eine Nichtberücksichtigung von
Mineralölsteuersatz, Mineralölsteuerzuschlag und Importabgaben auf Treibstoffen für
die Bemessungsgrundlage der Mehrwertsteuer auf Treibstoffen keine Folge zu geben.
Die Kommissionsmehrheit scheute vor allem den administrativen Aufwand einer
entsprechenden Umsetzung sowie «zu hohe Vorsteuerabzüge» und somit hohe
Steuerausfälle. Sie gab jedoch bekannt, die Problematik der Mehrwertsteuererhebung
auf Leistungen mit staatlichen Abgaben weiter diskutieren zu wollen. Im Januar 2022
folgte die WAK-NR diesem Entscheid mit 13 zu 9 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) und
empfahl dem Nationalrat, der Initiative keine Folge zu geben – dies obwohl sie selbst
die Initiative im August 2020 noch gutgeheissen hatte. 

In der Frühjahrssession 2022 behandelte der Nationalrat die Initiative zusammen mit
einer parlamentarischen Initiative Hess (svp, BE; Pa.Iv. 21.434). Initiant Franz Grüter
verwies auf den hohen Anstieg der Benzin- und Dieselpreise seit Einreichung seines
Vorstosses und die dadurch entstehenden Probleme vor allem für Familien und
Geringverdienende. Durch einen Verzicht auf Besteuerung der Abgaben auf Treibstoffe
könnten ungefähr 7 Rappen pro Liter gespart werden, was jährlich etwa CHF 300 Mio.
ausmache. Zudem widerspreche die Besteuerung der Abgaben dem Prinzip der
Mehrwertsteuer, wie auch Minderheitensprecherin Amaudruz (svp, GE) betonte. Dem
widersprach Kommissionssprecher Baumann (gp, BE): Mit der Mehrwertsteuer werde
jeweils der von den Endverbrauchern bezahlte Betrag besteuert – inklusive Abgaben.
Zudem sei eine Ausklammerung der Steuern und Abgaben bei der
Mehrwertsteuerberechnung in der Praxis «sehr schwierig bis unmöglich» und mit
grossem administrativem Aufwand für Unternehmen und Verwaltung verbunden. Mit 105
zu 84 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) gab der Nationalrat der parlamentarischen Initiative
Hess Folge. Dagegen votiert hatten die Fraktionen der SP, der Grünen und der
Grünliberalen sowie zwei Mitglieder der Mitte-Fraktion. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2022
ANJA HEIDELBERGER

Im März 2021 reichte Erich Hess (svp, BE) eine parlamentarische Initiative ein, mit der er
die Erhebung von Mehrwertsteuern auf Steuern und Abgaben zukünftig verhindern
wollte. Nachdem Franz Grüter (svp, LU; Pa.Iv. 19.405) 2019 eine ähnliche Forderung für
den Treibstoffzuschlag eingereicht hatte, zielte Hess insbesondere auf die
Bundesabgabe für die Förderung von erneuerbarer Energie und auf die CO2-Abgabe.
Ganz allgemein sollten Mehrwertsteuern aber zukünftig durch eine Änderung des
MWStG «nur noch auf effektiv geleistete Lieferungen und Dienstleistungen» und nicht
mehr auf Steuern und Abgaben erhoben werden. In der Frühjahrssession 2022 gab der
Nationalrat dem Vorstoss von Grüter, nicht aber demjenigen von Hess Folge. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2022
ANJA HEIDELBERGER

Nachdem der Nationalrat der parlamentarischen Initiative Grüter (svp, LU) in der
Frühjahrssession 2022 Folge gegeben hatte, setzte sich in der Wintersession 2022 der
Ständerat mit der Frage auseinander, ob Mineralölsteuern, der
Mineralölsteuerzuschlag und Importabgaben auf Treibstoffe weiterhin für die
Bemessungsgrundlage der Mehrwertsteuer auf Treibstoffen berücksichtigt werden
sollen. Die WAK-SR hatte zuvor mit 10 zu 1 Stimmen (bei 1 Enthaltung) beantragt, der
Initiative keine Folge zu geben, da eine Konsumsteuer «auf dem ganzen Betrag
geschuldet [sei], der nötig ist, um ein Konsumgut zu erwerben». So seien auch im Preis
anderer Konsumgüter durch staatliche Regulierung entstehende Kosten enthalten,
zudem sei eine entsprechende Änderung kaum umsetzbar und würde zu grossem
administrativem Aufwand und finanziellen Einbussen führen. Im Ständerat begründete
Hannes Germann (svp, SH) den Minderheitsantrag Chiesa (svp, TI) auf Folgegeben: Es sei
nicht in Ordnung, dass man «Steuern auf Steuern» bezahlen müsse, damit entstünden
zusätzliche Steuereinnahmen in der Höhe von CHF 300 Mio. jährlich oder von 7 Rappen
pro Liter Treibstoff – was überdies die Teuerung verstärke. Zudem sei die
Mehrwertsteuerberechnung in allen Bereichen sehr kompliziert, nicht nur bei den
Treibstoffen. Mit 28 zu 7 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) sprach sich der Ständerat gegen
Folgegeben aus, womit der Vorstoss erledigt war. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2022
ANJA HEIDELBERGER
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Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Im September 2018 nahm der Bundesrat zum Entwurf der SGK-NR im Rahmen der
parlamentarischen Initiative Borer (svp, SO) für eine Stärkung der Selbstverantwortung
im KVG Stellung. Er erklärte seine Unterstützung für den Minderheitsantrag Carobbio
Guscetti (sp, TI) auf Nichteintreten, da das strategische Wechseln der Franchisen
gemäss dem Bericht der SGK-NR nur in 0.17 Prozent der Fälle vorkomme und die
Krankenversicherungen dadurch jährlich lediglich CHF 5 Mio. einsparen könnten.
Diesem geringen Vorteil stünden jedoch zahlreiche Nachteile gegenüber, etwa eine
Schwächung der Selbstverantwortung durch häufigere Wahl der Grundfranchise,
Mehrkosten für EL und Sozialhilfe und somit auch für Kantone und Gemeinden sowie
ein administrativer Mehraufwand für die Krankenversicherungen. 
In der Wintersession 2018 behandelte der Nationalrat den Entwurf. Als
Kommissionssprecher betonten Philippe Nantermod (fdp, VS) und Heinz Brand (svp, GR)
noch einmal den Nutzen der Vorlage: Das opportunistische «Franchisenhüpfen» müsse
gestoppt werden, auch wenn es sich dabei um ein untergeordnetes Problem handle.
Barbara Gysi (sp, SG) kritisierte im Namen der Minderheit Carobbio Guscetti vor allem
das Verhalten der Kommission, die trotz mehrheitlich negativer
Vernehmlassungsantworten keinen der Kritikpunkte in die Vorlage aufgenommen hatte.
Mit 111 zu 68 Stimmen bei einer Enthaltung sprach sich der Nationalrat für Eintreten auf
die Vorlage aus. Während die SP- und die Grünen-Fraktion Eintreten geschlossen
ablehnten, war die Situation aufseiten der Bürgerlichen weniger deutlich. Gespalten
zeigte sich insbesondere die FDP-Fraktion, aber auch in der SVP- und der CVP-Fraktion
lehnten einzelne Personen eine Behandlung der Vorlage ab. Knapper scheiterte der
Antrag Grüter (svp, LU) auf Rückweisung an die Kommission: Mit 86 zu 81 Stimmen bei 13
Enthaltungen stimmte der Rat für die Behandlung der Vorlage, wobei hier die Fronten
quer durch die meisten Fraktionen verliefen. 
In der Detailberatung versuchte eine Minderheit Ruiz (sp, VD), eine Ausnahmeklausel für
Personen, bei denen neu eine chronische oder schwere Krankheit diagnostiziert wurde,
zu schaffen. Eine solche lehnte der Nationalrat jedoch mit 118 zu 56 Stimmen (bei 1
Enthaltung) ab. Ebenfalls abgelehnt wurde eine vom Bundesrat vorgeschlagene und von
der Kommissionsmehrheit unterstützte Pflicht für die Krankenversicherungen, die
Versicherten zwei Monate vor Ablauf der Frist auf ihre Wahlmöglichkeit hinzuweisen.
Mit 112 zu 62 Stimmen (3 Enthaltungen) folgte die grosse Kammer einer Minderheit
Humbel (cvp, AG), welche unter anderem die Kosten für die Versicherungen «ohne
Mehrwert für die Versicherten» scheute. Mit 113 zu 60 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
verabschiedete der Rat die Vorlage in der Gesamtabstimmung. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.11.2018
ANJA HEIDELBERGER
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